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I. Allgemeines 

Das Ministorkomitee des Europarats trat im Be- 
richtszeitraum einmal, nämlich am 13. und 14. De- 
zember 1958 zu seiner 43. Sitzung in Paris zusam- 
men. Auf der Ebene der Minist.erbeaultragten fan- 
den im Berichtszeitraum 6 Sitzungen statt (173. bis 
178. Sitzung). Der Gemischte Ausschuß (Mitglieder 
der Beratenden Versammlung und des Ministerbe- 
auftragten-Ausschuß) tagte in dieser Zeit zweimal 
(14. Dezember 1968 und 19. Marz 1969). Die Bera- 
tende Versammlung hielt den 3. Teil ihrer 20. Sit- 
zungsperiode vom 27. bis 31. Januar 1969 ab. 

Nach Beendigung des 43. Ministerkomitees am 
am 14. Dezember 1968 ging der Vorsitz im Minister- 
komitee turnusmäßig auf die Bundesrepublik 
Deutschland über. 

Am 17. Februar 1969 wurde der bisherige Botschaf- 
ter bei der Deutschen Vertretung beim Europarat, 
llerrDr. Dr. Heinrich Nortire, durch Frau Botschafte- 
rin Professor Dr. Ellinor von Puttkamer abgelöst. 


vom 16. September 1968. Dieses Abkommen ist 
bisher von Deutschland, Belgien, Großbritannien 
und Luxemburg unterze'chnet worden. 

— das Europäische Übereinkommen zum Schutz von 
Tieren bei internationalen Transporten ist am 
13. Dezember 1968 zur Zeichnung aufgelegt wor- 
den und hei dieser Gelegenheit von Deutschland, 
Belgien, Dänemark, Frankreich, Griechenland, 
Großbritannien, Island, Norwegen und der Schweiz 
unterzeichnet worden. 

! Am 3. Januar 1969 wurden die deutschen Ratifika- 
tionsurkunden für das zweite, dritte und fünfte Zu- 
satzprotokoll zur Europäischen Menschenrechtskom- 
mission beim Generalsekretariat des Europarats 
hinterlegt. Diese Protokolle regeln Verfahrensfra- 
! gen der Kommission und des Gerichtshofs für Men- 
schenrechte 

j 

I Der Ausschuß der Ministerbeauftragten hat im Be- 
' richtszeitraum das Europäische Übereinkommen zum 
: Schutz archäologischen Kulturguts angenommen. 


ln Vertretung des Herrn Bundesministers des Aus- , 
wärtigen in seiner Eigenschaft als Vorsitzender des | 
Ministerkomitecs nahm der Parlamentarische Staats- I 
Sekretär des Bundesministers des Auswärtigen Jahn ' 
an der 3. Sitzungsperiode der Beratenden Ver- | 
Sammlung teil und erstattete den statutarischen , 
Bericht über die Tätigkeit des Ministerkomitees. i 

In einer anschließenden Rede unterstrich der Par- i 
lamentarische Staatssekretär die vitale Bedeutung, 1 
die die Bundesrepublik der wirtschaftlichen und ■ 
politischen Einigung Europas beimißt. Als eine der 
wichtigsten Voraussetzungen hierfür bezeichnete er ' 
die Notwendigkeit, einen gemeinsamen euro- : 
päischen politischen Willen zu bilden, der das Be- i 
harren in nationalen Denkschemen überwindet. Im j 
Zusammenhang mit seinen Ausführungen über die 
deutsche Ostpolitik und die Lage Berlins sprach 
Staatssekretär Jahn der Beratenden Versammlung 
den Dank der Bundesregierung für ihre stets bewie- 
sene Solidarität mit Berlin aus. Der Bundesmdnister 
für wissenschaftliche Forschung, Stoltenberg, sprach 
vor der Versammlung über die 3, Europäische Welt- 
raumkonferenz, betonte die Bedeutung des Europa- 
rats für die Europäische Zusammenarbeit und be- 
richtete über die neuesten Entwicklungen und Per- 
spektiven in Weltraumfragen. 

Die Bundesregierung Unterzeichnete im Berichts- 
zeitraum drei Europäische Vertragswerke: 


Dieses Übereinkommen wird auf der 44. Sitzung 
des Ministerkomitees, die anläßlich des 20, Jah- 
restages des Europarats am 5. Mai 1969 in London 
stattfindet, zur Zeichnung aufgelegt werden. 

Am 31. September 1969 endet das Mandat des 
Generalsekretärs des Europarats, Peter Smithers. 
Als deutscher Bewerber für diesen Posten wurde am 
11. Dezember 1968 Dr. Karl Mommer, MdB, Vize- 
präsident des Bundestages, durch die Bundesregie- 
rung benannt. Folgende vier Kandidaten sind von 
ihren Regierungen für den Posten des Generalsekre- 
tärs aufgestellt worden: 

— Dr. Lujo Toncic (Ö.V.P.) früher österreichischer 
Außenminister am 25. Juni 1968 

— Per Hackkerup (Soz. Dem.) früher dänischer 
Außenminister am 27. Juni 1968 

— Samuel Silkin (Labour) Vorsitzender des Rechts- 
ausschusses der Beratenden Versammlung am 
25. November 1968 

— Dr. Karl Mommer (SPD) Vizepräsident des Bun- 
destages am 11. Dezember 1968 

Die Wahl des neuen Generalsekretärs wird von 
der Beratenden Versammlung während des 1. Teils 
der 21. Sitzungsperiode im Mai 1969 vorgenommen 
werden. 


— das Europäische Übereinkommen über die Nie- 

derlassung von Gesellschaften vom 20. Januar 
1966, das nunmehr von 4 Staaten — Deutschland, 
Belgien, Italien und Luxemburg — unterzeichnet : 
worden ist. Von Luxemburg wurde das Überein- j 
kommen bereits ratifiziert. 1 

— das Europäische Abkommen über die Beschrän- | 
kung des Gebrauchs von Detergentien bei der j 
Herstellung von Wasch- und Reinigungsmitteln | 


1. Politische Probleme 
a) Europäische Einigung 

Die Notwendigkeit der Europäischen Einigung, ein 
Hauptanliegen des Europarats, zu dessen Verwirk- 
lichung er vor 20 Jahren ins Leben gerufen wurde, 
wurde durch die Intervention in der Tschechoslowa- 
kei erneut und mit Nachdruck unterstrichen. 
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Sowohl die Beratende Versammlung als auch das 
Ministerkomitee räumten der Erörterung dieses The- 
mas breiten Raum in ihren Sitzungen ein. Kaum ein 
Punkt der Tagesordnungen wurde angeschnitten, 
bei dem nicht, im Hinblick auf die am 21. August 
1968 widerrechtlich erfolgte Besetzung der Tsche- 
choslowakei durch die Staaten des Warschauer Pak- 
tes, der geringe Fortschritt in der Einigung Europas 
bedauert und eine verstärkte Zusammenarbeit West- 
europas sowie eine Intensivierung der europäischen 
Einigungsbestrebungen gefordert wurde. 

Auf der 43. Sitzung des Ministerkomitees in Paris 
im Dezember 1968 gab der Parlamentarische Staats- 
sekretär des Bundesministers des Auswärtigen, Jahn, 
der Sorge der Bundesregierung wegen der Stagna- 
tion der Europäischen Einigungsbestrebungen Aus- 
druck. Er verwies auf die von der Bundesrepublik 
im September 1968 gemachten Vorschläge, die der 
Entspannung der augenblicklichen Situation dienen 
sollten. Der norwegische Vertreter wies bei dieser 
Gelegenheit auf die Bemühungen der Skandina- 
vischen Staaten hin, zu einer verstärkten Zusam- 
menarbeit und zu einem engeren Zusammenschluß 
der nordischen Staaten zu gelangen. Der franzö- 
sische Vertreter, Staatssekretär de Lipkowski, be- 
tonte ebenfalls, daß die Schaffung der europäischen 
Union ein erstrebenswertes Ideal sei und bleibe, 
wobei er jedoch hinzufügte, daß ein Europa der 
Staaten besser sei als ein noch nicht realisierbares 
Europa der Vollkommenheit. 

In seiner Rede vor der Beratenden Versammlung am 
29. Januar 1969 zur Politik des Europarats betonte 
der belgische Außenminister, daß sowohl im Rah- 
men der EWG wie auch der WEU eine bessere 
und erweiterte Zusammenarbeit der Europäischen 
Staaten möglich sei. 

b) Beziehungen zu Osteuropa 

In der 43. Sitzung des Ministerkomitees im Dezem- 
ber 1968 bildeten die Ereignisse in der Tschecho- 
slowakei und ihre Auswirkungen auf die Entspan- 
nungsbemühungen der westlichen Welt den Haupt- 
gegenstand der Beratungen. Die Minister sprachen 
sich gegen die Intervention der Sowjetunion und 
ihrer Verbündeten in der Tschechoslowakei aus. 
Gleichzeitig bestand jedoch auch Einigkeit darüber, 
daß die bisherige Entspannungspolitik fortgesetzt 
werden solle, um eine Rückkehr zu den Methoden 
des Kalten Krieges zu verhindern. In diesem Sinne 
wurde der Generalsekretär des Europarats ermäch- 
tigt, seine Bemühungen um Kontakte zu den ost- 
europäischen Staaten gemäß dem ihm von den 
Ministern im Jahr 1964 erteilten Mandat auf tech- 
nischer Ebene fortzusetzen. 

Man darf aber nicht übersehen, daß sich die Krise 
der CSSR nachhaltig auf die Beziehungen des Euro- 
parats zu den osteuropäischen Staaten ausgewirkt 
hat. Die Regierungen dieser Staaten sind in ihrer 
Kontaktsuche oder Kontaktbereitschaft mit dem 
Europarat merklich zurückhaltender geworden. Die 
Verbindungen des Generalsekretariats mit den War- 
schauer-Pakt-Staaten sind zwar nicht gänzlich ge- 


löst worden, doch finden die Fühlungnahmen auf 
noch unbedeutenderer Ebene statt als bisher. Immer- 
hin haben verschiedene Ostblockstaaten, darunter 
Kuba, in allerletzter Zeit wieder Interesse für ver- 
schiedene Tätigkeitsbereiche des Europarats gezeigt 
und ihre evtl. Teilnahme an der einen oder anderen 
Konferenz in Aussicht gestellt. 

c) Griechenland 

Das von den Regierungen der Skandinavischen 
Staaten und der Niederlande bei der Menschen- 
rechtskommission eingeleitete Verfahren gegen 
Griechenland wegen Verletzung der Menschen- 
rechtskonvention durch die griechische Regierung 
ist noch nicht beendet. Am 10. März 1969 reiste ein 
Unterausschuß der Menschenrechtskommission nach 
Griechenland, um sich an Ort und Stelle ein Bild 
über die derzeitige Lage zu verschaffen. 

Von der Beratenden Versammlung wurde sowohl 
auf der Sitzung im September 1968 als auch auf der 
Sizung im Januar 1969 die Situation in Griechen- 
land lebhaft und eingehend erörtert. In den Ent- 
schließungen 385 und 386 (1968) hat die Beratende 
Versammlung ihre schweren Bedenken wegen der 
Lage in Griechenland und hinsichtlich der Bereit- 
willigkeit der griechischen Militärregierung zu de- 
mokratischen Regierungsmethoden zurückzukehren, 
zum Ausdruck gebracht. In Empfehlung 547 (1969) 
stellte die Beratende Versammlung fest, daß das 
derzeitige Regime in Griechenland die Bedingungen 
zur Mitgliedschaft im Europarat ernstlich verletze. 
Sie empfiehlt deswegen dem Ministerkomitee die 
Folgen daraus zu ziehen und innerhalb einer noch 
zu bestimmenden Frist in den Statuten des Euro- 
parates vorgesehene Schritte zu ergreifen. 


2. Zwischenstaatliche Zusammenarbeit 
a) Arbeitsprogramm 

In Vertretung des Bundesministers des Auswärtigen, 
dem derzeitigen Vorsitzenden des Ministerkomitees, 
erstattete der Parlamentarische Staatssekretär des 
Bundesministers des Auswärtigen, Jahn, in der 
Januar-Sitzung der Beratenden Versammlung den 
statutarischen Bericht über die Tätigkeit des Mini- 
sterkomitees und der Sachverständigenausschüsse 
des Generalsekretariats in der Zeit vom September 
bis Dezember 1968 (Dokument 2695). Zu diesem Be- 
richt wurde auch auf die Maßnahmen eingegangen, 
die auf die zahlreichen Empfehlungen und Entschlie- 
ßungen der Beratenden Versammlung hin im Be- 
richtszeitraum unternommen worden sind. 

Das Arbeitsprogramm des Europarats für das Jahr 
1969/1970 wird auf der 179. Sitzung der Minister- 
beauftragten im April 1969 erörtert und verabschie- 
det werden. 

Die von der Beratenden Versammlung in Empfeh- 
lung 516 (1968) angeregten Prioritäten für die zu- 
künftige Tätigkeit des Europarats werden bei der 
Aufstellung der zukünftigen Arbeitsprogramme be- 
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rücksichtigt werden. Die von der Beratenden Ver- 
sammlung in Avis 50 (1968) vorgeschlagene Auf- 
stellung zweijähriger Arbeitsprogramme anstelle 
des bisher üblichen einjährigen Programms wird 
von den Ministerbeauftragten geprüft werden. 

b) Zusammenarbeit zwischen Europarat und Ver- 
einten Nationen 

Der Tätigkeitsbericht des Ministerkomitees brachte 
die Befriedigung des Ministerkomitees über die 
engen Beziehungen, die zwischen dem Europarat 
und den Vereinten Nationen auf den verschiedenen 
Tätigkeitsgebieten des Europarats bestehen, zum 
Ausdruck. Gleichzeitig wurde in dem Bericht auf 
die Empfehlung 528 (1968) der Beratenden Ver- 
sammlung eingegangen, die die Beziehungen des 
Europarats zu den Vereinten Nationen zum Gegen- 
stand hat. Das Ministerkomitee vertrat die An- 
sicht, daß kein ständiger Vertreter des Europarats 
zu den Vereinten Nationen nach New York ent- 
sandt werde, sondern daß weiterhin der General- 
sekretär des Europarats die Kontakte zu den VN 
wahrnehmen solle. Generalsekretär Smithers war 
auch im Oktober 1968 zur Vollversammlung der 
Vereinten Nationen nach New York gereist und 
hatte dort u. a. Besprechungen mit den Vertretern 
der Mitgliedstaaten des Europarats bei den Ver- 
einten Nationen über die den Europarat interessie- 
renden Fragen geführt. 

c) Zusammenarbeit zwischen Europarat und Drit- 
ten Ländern 

In dem Tätigkeitsbericht des Ministerkomitees 
wurde die Bereitschaft des Europarats, Nicht-Mit- 
gliedstaaten an den technischen zwischenstaatlichen 
Programmen der Organisation teilnehmen zu las- 
sen, sowohl im Hinblick auf die angestrebten enge- 
ren Beziehungen zu den osteuropäischen Staaten 
als auch im Zusammenhang mit der Empfehlung 510 
(1968) der Beratenden Versammlung betr. Beitritt 
von Nicht-Mitgliedstaaten zu Konventionen des 
Europarats erneut hervorgehoben. 

Finnland ist im Berichtszeitraum einer Reihe wei- 
terer Konventionen und Abkommen des Europa- 
rats beigetreten. Tunesien ist dem Europäischen 
Abkommen über den Austausch von Fernsehfilmen 
beigetreten. Der Antrag Portugals auf Beitritt zum 
„Europäischen Abkommen zur Verhinderung von 
Rundfunksendungen, die außerhalb der nationalen 
Hoheitsgebiete gesendet werden", wurde vom Aus- 
schuß der Ministerbeauftragten genehmigt. 


3. Besuche von Generalsekretär Smithers in Bonn 

Im Zusammenhang mit dem Vorsitz der Bundesre- 
publik im Ministerkomitee und der Feier des 20. 
Jahrestages des Europarats am 5. Mai 1969 in 
London hielt sich Generalsekretär Smithers am 13. 
und 14. Januar und am 31. März und 1. April 1969 
in Bonn auf. Mr. Smithers traf bei seinem ersten 
Besuch mit dem Parlamentarischen Staatssekretär 
des Bundesministeriums des Auswärtigen, Jahn, 


zusammen. Mit Bundesinnenminister Benda be- 
sprach er Fragen der Konferenz über Raumord- 
nungsfragen und mit Staatssekretär von Heppe vom 
Bundesministerium für wissenschaftliche Forschung 
Fragen aus dem Sektor des Inventars über die euro- 
päische Zusammenarbeit auf wissenschaftlichem Ge- 
biet. 

Bei seinem zweiten Besuch führte Mr. Smithers Be- 
sprechungen mit dem Bundesminister des Auswärti- 
gen über die nächste Sitzung des Ministerkomitees 
und die 20-Jahr-Feier in London. 


IL Tätigkeit des Europarats auf Einzelgebieten 
1. Recht 

a) Menschenrechte 

Zur Feier des Internationalen Menschenrechts) ahres 
1968 hielt das Plenum der Beratenden Versammlung 
am 26. September 1968 eine Sondersitzung ab. Der 
Generalsekretär der Vereinten Nationen, U THANT, 
hatte aus diesem Anlaß durch den Generaldirektor 
des VN-Büros in Genf, M. Winspaere-Guicciardi, 
eine Botschaft überbringen lassen. 

Im Rahmen ihres Beitrags zu dem Jahr der Men- 
schenrechte 1968 hat die Bundesrepublik Deutsch- 
land, nachdem sie das Zusatzprotokoll Nr. 4 zu der 
Europäischen Menschenrechtskonvention bereits am 
1. Juni 1968 ratifiziert hatte, im Berichtszeitraum die 
Zusatzprotokolle Nr. 2, Nr. 3 und Nr. 5 zu der Euro- 
päischen Menschenrechtskonvention ratifiziert. Der 
Deutsche Bundestag hatte durch das Vertragsgesetz 
vom 10. Dezember 1968 hierfür die erforderliche 
Voraussetzung geschaffen. Die Protokolle behandeln 
verfahrensrechtliche Fragen der Europäischen Kom- 
mission für Menschenrechte und des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte. 

Das „Europäische Abkommen über Personen, die an 
Verfahren vor der Kommission und dem Gerichtshof 
für Menschenrechte teilnehmen" ist weitgehend fer- 
tiggesetellt. Mit seiner endgültigen Annahme durch 
den Ausschuß der Ministerbeauftragten kann in 
Kürze gerechnet werden. 

Die Diskussion über die Probleme, die aus der 
Koexistenz der Menschenrechtspakte der Vereinten 
Nationen und der Europäischen Konvention über 
Menschenrechte resultieren, wurde im Berichtszeit- 
raum auf verschiedenen Ebenen fortgesetzt, [s. hier- 
zu Empfehlung 548 (1969)] der Beratenden Versamm- 
lung, namentlich im Expertenausschuß für Men- 
schenrechte. Die Untersuchungen des Ausschusses 
zu diesem Thema sind noch nicht abgeschlossen; 
es läßt sich jedoch schon jetzt sagen, daß die dies- 
bezüglichen Berichte des Ausschusses den Mitglied- 
staaten des Europarats eine wesentliche Erleichte- 
rung bei der Vorbereitung der Ratifikation der VN- 
Pakte sein werden, bzw. soweit sie die VN-Pakte 
noch nicht gezeichnet haben, die Entscheidung über 
die Zeichnung erleichtern werden. (Die Bundesre- 
publik Deutschland hat die VN-Menschenrechts- 
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pakte bekanntlich im Rahmen ihres Beitrags zu dem 
von den Vereinten Nationen proklamierten Jahr 
der Menschenrechte im Oktober 1968 gezeichnet). 

b) Europäischer Ausschuß 

für juristische Zusammenarbeit (CCJ) 

Im November 1968 fand in Straßburg die 1. Euro- 
päische Konferenz der Dekane der Rechtsfakul- 
täten statt. An dieser Konferenz nahmen, außer 
Vertretern der Mitgliedsländer, Vertreter Finnlands, 
Portugals und Jugoslawiens teil. Die Konferenz be- 
faßte sich mit Universitätsproblemen wie Studien- 
pläne, Austausch von Professoren und Studenten, 
vergleichende Rechtsfragen usw. 

Der Konventionsentwurf über Sondergesandtschaf- 
ten konnte in der 23. Vollversammlung der Verein- 
ten Nationen noch nicht abgeschlossen werden. Uber 
die noch nicht beratenen Artikel soll während der 
24. Vollversammlung weiter verhandelt werden. Es 
ist vorgesehen, vor Beginn der 24. Vollversammlung 
nochmals eine Sachverständigenbesprechung im 
Rahmen des Europarats abzuhalten, in der das Vor- 
gehen der Mitgliedstaaten des Europarats auf der 
24. Vollversammlung abgestimmt werden soll. 

c) Europäischer Ausschuß für Strafrechtsprobleme 
(ECCP) 

Von den Ministerbeauftragten wurden im Berichts- 
zeitraum drei Entschließungen angenommen. Diese 
Entschließungen betreffen; 

— Maßnahmen gegen Aufreizung zum Rassenhaß 
[Empfehlung 453 (1966) der Beratenden Ver- 
sammlung] ; 

— Rechtliche Stellung, Auswahl und Ausbildung des 
leitenden Personals der Strafvollzugsanstalten: 

— Film und Jugendschutz. 

d) Mitwirkung des Europarats bei der Vertrags- 
rechtskonferenz der VN 

Am 6. und 7. Februar 1968 fand auf Einladur;g des 
Europarats in Paris eine Vorkonferenz für die im 
April d. J. beginnende zweite Session der Vertrags- 
rechtskonferenz der Vereinten Nationen statt; die 
Vertragsrechtskonferenz der Vereinten Nationen, 
an der auch die Bundesrepublik Deutschland als 
Vollmitglied teilnimmt, dient der Kodifizierung des 
völkerrechtlichen Vertragsrechtes in Form einer in- 
ternationalen Konvention. Zu der Pariser Vorkon- 
ferenz waren auch Staaten zugezogen worden, die 
zwar nicht dem Europarat angehören, wohl aber 
der sog. „westlichen Gruppe" der VN, nämlich Spa- 
nien, Portugal, Kanada, die Vereinigten Staaten, 
Südafrika, Australien, Japan und Neuseeland. In 
Anbetracht der äußerst komplexen Probleme, die in 
Wien zur Debatte stehen werden, wurde die im 
Rahmen des Europarats abgehaltene Vorkonferenz 
allgemein als nützlich und hilfsreich empfunden. 
Das Generalsekretariat des Europarats hatte Ar- 
beitsunterlagen vorbereitet und verfaßte einen 
Schlußbericht. 


e) Europäischer Ausschuß für Staatenimmunität 

Der Sachverständigenausschuß des Europarates be- 
treffend Statenimmunität hat die erste Lesung des 
Entwurfs eines Übereinkommens beendet, das die 
Fragen regeln soll, die mit der Verklagbarkeit eines 
Staates Zusammenhängen, der in einem anderen 
Staat nichthoheitlich tätig wird. 


2. Kultur und Wissenschaft 

a) Rat für kulturelle Zusammenarbeit (CCC) 

Vom 14. bis 20. Februar 1969 fand in Straßburg die 
15. Tagung des Rats für kulturelle Zusammenarbeit 
statt. Im Mittelpunkt der Erörterungen stand das 
Thema „Mitbestimmung der Jugend in der heutigen 
Gesellschaft". 

Die weltweite Unruhe in der Jugend veranlaßto 
auch die Beratende Versammlung, sich 1968 mit 
diesem Thema zu befassen. 

Sie nahm die Empfehlung 531 (1968) an, in der Maß- 
nahmen auf folgenden Gebieten für notwendig er- 
achtet und den Regierungen zur Durchführung emp- 
fohlen wurden: 

1. Reform des Universitäts- und Ausbildungswe- 
sens 

2. Überprüfung der Auswirkungen der Konsum- 
gesellschaft auf die Jugend 

3. Ausarbeitung einer europäischen Jugendpolitik 

4. Förderung des Europäischen Jugendzentrums 

Die Ministerbeauftragten beschlossen, diese Empfeh- 
lung dem CCC zur Stellungnahme zuzuleiten. 

Aufgrund der Empfehlung 535 (1968) der Beratenden 
Versammlung wurde vom Komitee der Ministerbe- 
auttragten im Januar 1969 eine Entschließung über 
die Förderung des Unterrichts von Fremdsprachon 
in Europa angenommen. Im Berichtszeitraum hat der 
Rat für Kulturelle Zusammenarbeit acht Seminare 
(davon eines in Düsseldorf) und sieben Sachverstän- 
digentreffen veranstaltet, bei denen jeweils auch 
die Bundesrepublik Deutschland vertreten war. Boi 
diesen Veranstaltungen wurden u. a. Fragen des 
Schulbaus, der Berufsschulerziehung und der Er- 
wachsenenbildung behandelt. 

b) Wissenschaft und Forschung 

Am 27. Januar 1969 berichtete der Bundesminislei 
für wissenschaftliche Forschung der Beratenden Ver- 
sammlung über die 3. Europäische Weltraum-Kon- 
ferenz, die vom 12. bis 14. November 1968 in Bonn 
stattgefunden hatte. Im Hinblick auf eine Erweite- 
rung und Stärkung der Europäischen Zusammen- 
arbeit und die Schließung des sog. „technological 
gap" zwischen Europa und Amerika, wurde Gene- 
ralsekretär Smithers bei der 43. Sitzung des Mini- 
sterkomitees im Dezember 1968 beauftragt, die 
Studie des Generalsekretariats über eine Bestands- 
aufnahme der wissenschaftlichen Forschung in 


6 



Deutscher Bundestag — ■ 5. Wahlperiode 


Europa fortzusetzen und dem Ministerkomitee auf 
seiner 44. Sitzung im Mai 1969 erneut zu berichten. 


3. Soziale und wirtschaftliche Angelegenheiten 
a) Gesundheitswesen 

Im Januar 1969 wurde von den Ministerbeauftrag- 
ten eine Entschließung über die Wirkung des Lärms 
auf die Gesundheit und Bekämpfung angenommen. 

Im Rahmen des Teilabkommens wurden vom Aus- 
schuß der Ministerbeauftragten drei weitere Ent- 
schließungen angenommen: 

— Kontrolle der Qualität von pharmazeutischen 
Grundstoffen 

— Klassifizierung von rezeptpflichtigen Medika- 
menten 

— öffentliche Reklame für Medikamente. 

h) Soziale Sicherheit 

Im Dezember 1968 wurde von den Ministerbeauf- 
tragten eine Entschließung über gesetzliche Maß- 
nahmen und Vorschriften zum Ausgleich der Fami- 
lienlasten angenommen. Der Europäische Überein- 
kommensentwurf über Soziale Sicherheit ist fertig- 
gestellt. Der zuständige Unterausschuß hat noch den 
Erläuternden Bericht zu diesem Übereinkommen fer- 
tig zu stellen. Es kann damit gerechnet werden, daß 
das Übereinkommen noch in diesem Jahre ange- 
nommen wird und dann zur Zeichnung aufgelegt 
werden kann. 

Der Übereinkommensentwurf über „au pair"-Be- 
schäftigte ist ebenfalls fertiggestellt. Es muß noch 
entschieden werden, ob er in der Form eines Ab- 
kommens, eines Übereinkommens oder einer Emp- 
fehlung verabschiedet werden soll. 

c) Wanderarbeitnehmer 

Im März 1969 wurden von den Ministerbeauftrag- 
ten drei Entschließungen angenommen, die vom 
Beraterausschuß des Sonderbeauftragten des Europa- 
rats für nationale Flüchtlinge und Bevölkerungs- 
überschüsse ausgearbeitet wurden und für deren 
Annahme sich die Beratende Versammlung in Emp- 
fehlung 534 (1968) ausgesprochen hatte. Die Ent- 
schließungen betreffen: 

— Probleme der in ihr Heimatland zurückkehren- 
den Wanderarbeitnehmer; 

— Sozialwohnungen für Wanderarbeitnehmer; 

— Beteiligung der Wanderarbeitnehmer am Be- 
triebsgeschehen der Unternehmen, bei denen sie 
im Gastland beschäftigt sind. 

d) Naturschutz 

Im November 1968 wurde dem Wallmatinger Ried 
das Europäische Diplom für Naturschutzparks vom 
Europarat zuerkannt. 
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4. Verkehr 

Vom Ausschuß der Ministerbeauftragten wurden im 
Berichtszeitraum auf dem Verkehrssektor zwei Ent- 
schließungen angenommen: 

— Einführung eines vereinfachten Verfahrens bei 
der Ahndung leichter Verkehrszuwiderhandlun- 
gen, 

— Medizinische Aspekte der Verhinderung von 
Verkehrsunfällen. 


5. Raumordnung und Kommunale Angelegenheiten 

Die Bundesregierung hat die Mitgliedsländer des 
Europarats zur ersten Europäischen Raumordnungs- 
konferenz eingeladen. Die Einladung wurde vom 
Ausschuß der Ministerbeauftragten dankbar und 
einstimmig begrüßt. Als Termin für die Konferenz 
ist das Frühjahr 1970, als Tagungsort Bonn in Aus- 
sicht genommen. Die erste Sitzung des Vorberei- 
tungsausschusses soll in Kürze in Straßburg statt- 
finden. Es ist vorgesehen, daß auch Vertreter der 
EWG-Kommission an der Raumordnungskonferenz 
teilnehmen. 

Die Raumordnungskonferenz dürfte in weitgehen- 
dem Umfang der Empfehlung 525 (1968) der Bera- 
tenden Versammlung Rechnung tragen. Vom Vorbe- 
reitungsausschuß soll bei der Aufstellung der Ta- 
gesordnung für die Raumordnungskonferenz auch 
die Empfehlung 327 (1968) der Beratenden Ver- 
sammlung, die Gründung neuer Städte betreffend, 
berücksichtigt werden. 

Das Mandat des ad hoc-Ausschusses für die Zu- 
sammenarbeit in kommunalen und regionalen An- 
gelegenheiten wurde von den Ministerbeauftragten 
auf ihrer Sitzung im März 1969 um ein weiteres 
Jahr verlängert. 


III. Zusammenfassung 

Die politische Arbeit des Europarats galt im Be- 
richtszeitraum erneut hauptsächlich dem Problem 
der europäischen Einigung. Dem Ost-West-Verhält- 
nis und den Beziehungen zu den Nicht-Mitglied- 
staaten wurde unter Berücksichtigung der Interven- 
tion der Warschauer-Pakt-Staaten ein breiter Raum 
in den Erörterungen der Beratenden Versammlung 
und des Ministerkomitees eingeräumt. 

Der Europarat konnte seine Zusammenarbeit mit 
den Vereinten Nationen und dritten Ländern wei- 
terhin ausbauen. 

Die zwischenstaatliche Zusammenarbeit fand ihren 
Ausdruck in der Auflegung und Erstellung weiterer 
Übereinkommen. 
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